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Vorblatt 


Steueränderungsgesetz 1971 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 

A. Problem 

Nach Artikel 6 Abs. 5 des Grundgesetzes sind die Benachteili- 
gungen nichtehelicher Kinder zu beseitigen. Nach Ausführung 
des Verfassungsauftrages auf dem Gebiete des Zivilrechts ist 
das Steuerrecht anzupassen. Es ist ferner zu prüfen, ob die 
steuerliche Behandlung der Väter nichtehelicher Kinder eine 
Benachteiligung der Kinder darstellt, die beseitigt werden muß. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die unterschiedliche steuer- 
liche Behandlung von gesetzlichen oder tariflichen und nicht- 
tariflichen Zuschlägen für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit 
für unzulässig erklärt. 

Durch das Steueränderungsgesetz 1966 wurde der Werbungs- 
kostenabzug für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 
soweit er auf Entfernungen über 40 km entfällt, ausgeschlossen. 
Diese Regelung hat zu erheblichen Härten geführt. 


B. Lösung 

Der geänderten erbrechtlichen Stellung nichtehelicher Kinder 
wird Rechnung getragen. Die steuerrechtliche Behandlung der 
Väter nichtehelicher Kinder ist gegebenenfalls in einer Weise 
zu ändern, die eine Benachteiligung der intakten ehelichen 
Familie vermeidet; eine solche Lösung kann nur in einem um- 
fassenderen Rahmen gefunden werden, als es ein besonders 
eilbedürftiges Steueränderungsgesetz ermöglicht. 

Die weder gesetzlich noch tariflich gewährten Zuschläge sollen 
in die Steuervergünstigung einbezogen werden. 

Die 40-km-Grenze soll wieder aufgehoben werden. 


C. Alternativen 

Zur steuerlichen Behandlung nichtehelicher Väter hat die Bun- 
desregierung vorgeschlagen, auch diesen — neben der Mutter — 
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einen vollen Kinderfreibetrag und die daran anknüpfenden 
Steuervergünstigungen zu geben; ein Nachweis der Erfüllung 
der Unterhaltspflicht sollte nicht gefordert werden. 


D. Kosten 

Nach der Regierungsvorlage war mit jährlichen Steuerausfällen 
— bei leicht steigender Tendenz — zu rechnen, beginnend mit 

unter 10 Millionen DM zum Nichtehelichenrecht, 

etwa 15 Millionen DM zu den Zulagen, 

etwa 35 Millionen DM zur 40-km-Grenze, 

davon knapp die Hälfte zu Lasten des Bundes. Die Rückwirkung 
auf das Jahr 1970 führt 1971 zu einer doppelten Belastung. 

Nach dem Vorschlag des Ausschusses entfallen die Steuer- 
mindereinnahmen zum Nichtehelichenrecht im wesentlichen; 
die Auswirkungen der übrigen Änderungen sind demgegenüber 
unwesentlich. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über vordringliche Änderungen auf dem Gebiet des 

Steuerrechts 

(Steueränderungsgesetz 1971) 

— Drucksachen VI/1313, zu VI/1313 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Huber 


Der Gesetzentwurf wurde in der 78. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. November 1970 dem 
Finanzausschuß und mitberatend dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung überwiesen. Der Finanz- 
ausschuß hat über die Vorlage am 5. und 12. No- 
vember 1970 beraten. Ein Vorschlag des mitberaten- 
den Ausschusses wurde übernommen. 

Der Ausschuß hat sich insbesondere eingehend mit 
zwei Schwerpunkten der Regierungsvorlage, 

dem Steuerrecht der Nichtehelichen 
sowie 

der verfassungskonformen Regelung der Steuer- 
freiheit bestimmter Zuschläge zum Arbeits- 
lohn, 

befaßt. Hinsichtlich des dritten Schwerpunktes, 

der Wiederherstellung des Werbungskostenab- 
zuges für Fahrten zur Arbeitsstätte über eine 
Entfernung von 40 km hinaus, 

konnte der Ausschuß auf seine Überlegungen zum 
Steueränderungsgesetz 1970 zurückgreifen, die zu 
einer Befürwortung der Regierungsvorlage geführt 
hatten und nur wegen der noch fortdauernden Ver- 
tagung der zweiten und dritten Beratung jenes Ge- 
setzentwurfs bisher nicht zum Tragen gekommen 
sind. 

Der Ausschuß hat außerdem die mit der Stellung- 
nahme des Bundesrates (zu Drucksache VI/1313) vor- 
geschlagene Regelung zur beschränkten Steuer- 


pflicht ausländischer Schiffahrt- und Luftfahrtunter- 
nehmen übernommen sowie auf Antrag der Berli- 
ner Abgeordneten eine Änderung des Ergänzungs- 
abgabegesetzes, die nach der Umstellung der Zulage 
für die in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis ste- 
henden Berliner Arbeitnehmer erforderlich war, be- 
schlossen. 

Zu den Vorschlägen des Ausschusses hinsichtlich 
der erstgenannten Schwerpunkte der Regierungs- 
vorlage und den vorgenommenen Ergänzungen wa- 
ren folgende Überlegungen maßgebend: 

Steuerrecht der Nichtehelichen 

Soweit die Regierungsvorlage erbschaftsteuerliche 
Folgerungen aus der verbesserten zivilrechtlichen 
Stellung des nichtehelichen Kindes zieht, ist ihr der 
Ausschuß unbedenklich gefolgt. Er hat sich auch der 
Feststellung der Bundesregierung angeschlossen, 
daß die geltenden steuerlichen Regelungen zur Ge- 
währung von Kinderfreibeträgen insgesamt reform- 
bedürftig sind. Er hat es jedoch nach Erörterung der 
verfassungsrechtlichen Gegebenheiten abgelehnt, 
hinsichtlich der Väter nichtehelicher Kinder eine 
äußerst großzügige Übergangsregelung vorzuneh- 
men, deren dauernder Fortbestand von vorneherein 
sehr zweifelhaft ist. 

Der Ausschuß sieht keine zwingende Notwendig- 
keit, das Problem der steuerlichen Berücksichtigung 
der vom Vater eines nichtehelichen Kindes zu tra- 
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genden Unterhaltslast im Rahmen eines besonders 
eilbedürftigen Steueränderungsgesetzes aufzugrei- 
fen und einer anderen Lösung zuzuführen. Das gel- 
tende Steuerrecht enthält insoweit keineswegs in 
jeder Hinsicht eine Benachteiligung des nicht eheli- 
chen Kindes. Während den in einer intakten Ehe 
lebenden Eltern eines ehelichen Kindes nur gemein- 
sam ein Kinderfreibetraa gewährt wird, erhält die 
alleinstehende Mutter eines nichtehelichen Kindes 
neben einem vollen Kinderfreibetrag bei der Ein- 
kommensteuer einen Sonderfreibetrag von 1 200 DM 
gemäß § 32 Abs. 3 Ziff. 1 b EStG und kann der Va- 
ter eines nichtehelichen Kindes seine Unterhalts- 
zahlungen bis zum Betrag von 1 200 DM als außer- 
gewöhnliche Belastung geltend machen. Das gelten- 
de Recht ist danach hinsichtlich der steuerlichen Be- 
rücksichtigung nichtehelicher Kinder nicht offen- 
sichtlich verfassungswidrig. Bedenken scheinen 
schon eher begründet, wenn man die für gescheiterte 
Ehen (dauernd Getrenntlebende oder Geschiedene) 
geltende Kinderfreibetragsregelung zum Vergleich 
heranzieht, wie es in der Begründung der Regie- 
rungsvorlage einseitig geschieht. Die für gescheiterte 
Ehen geltende Regelung, gekennzeichnet durch einen 
zweifachen Kinderfreibetrag mit allen daran an- 
knüpfenden steuerermäßigenden Folgen, ist nach 
Auffassung des Ausschusses zwar eine verfassungs- 
rechtlich vertretbare, aber nicht eine in jeder Hin- 
sicht billige Lösung. Selbst wenn man der Prämisse 
folgt, eine Gleichstellung der Eltern aus einer ge- 
scheiterten Ehe mit den Eltern nicht ehelicher Kin- 
der sei durch Artikel 6 Abs. 5 in Verbindung mit 
Artikel 3 GG geboten, bliebe für den Gesetzgeber 
Raum, die Gleichstellung in anderer Weise zu voll- 
ziehen. Es kommt hinzu, daß eine Erweiterung der 
Ausnahme vom Grundsatz, daß für ein Kind nur 
einmal ein Kinderfreibetrag gewährt wird, auf alle 
nicht in intakter Ehe lebenden Eltern der damit 
zwangsläufigen Benachteiligung der in ehelicher 
Gemeinschaft lebenden Eltern ein ganz neues Ge- 
wicht gibt. Die Vereinbarkeit einer solchen Erwei- 
terung mit Artikel 6 Abs. 1 GG erscheint dem 
Finanzausschuß verfassungsrechtlich nicht minder 
problematisch. 

In jedem Fall glaubt der Ausschuß nicht, daß der 
Gesetzgeber verpflichtet wäre, diese notwendig 
das gesamte System der steuerlichen Berücksichti- 
gung von Kindern umfassenden Fragen in der für 
das Steueränderungsgesetz 1971 verfügbaren knapp 
bemessenen Zeit recht oder schlecht entscheiden 
zu müssen. Auch die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts räumt dem Gesetzgeber in ver- 
gleichbaren Fällen, in denen nur die Erfüllung eines 
verfassungsrechtlichen Auftrags in Frage steht, ei- 
nen angemessenen Zeitraum zur Entscheidung ein. 
Der seit Neuregelung des Zivilrechts der Nichtehe- 
lichen verbliebene Zeitraum war offenbar nicht aus- 
reichend, um alle mehr oder weniger damit in Zu- 
sammenhang stehenden steuerrechtlichen Fragen 
befriedigend so vorzübereiten, daß sie kurzfristig 
vom Gesetzgeber in Kraft gesetzt werden könnten. 
Dem Ausschuß ist bekannt, daß die Bundesregie- 
rung an einer grundsätzlichen Reform des Einkom- 
men- und Vermögensteuerrechts auch mit Bezug 
auf das unterhaltsbedürftige Kind arbeitet; die Ein- 


bringung eines entsprechenden Gesetzentwurfs ist 
für den Herbst 1971 angekündigt. Danach wird der 
Bundestag alsbald mit einem umfassenderen Lö- 
sungsvorschlag befaßt sein, wobei der Ausschuß 
eine vorzugsweise Beratung dieses Teils der Steuer- 
reform nicht gehindert sieht. 

Im Verlaufe der Beratung ist insbesondere nach- 
drücklich von seiten der Opposition gefordert wor- 
den, auf eine Nachweispflicht der Väter nichtehe- 
licher Kinder wegen ihrer Unterhaltszahlungen nicht 
zu verzichten. Die Bundesregierung hat den Stand- 
punkt vertreten, daß auch insoweit nur eine gleiche 
Behandlung der Väter nichtehelicher Kinder mit dem 
zur Unterhaltszahlung verpflichteten Elternteil aus 
gescheiterter Ehe verfassungskonform sei. Ob diese 
Beurteilung der gegebenen Zahlungsmoral beider 
Gruppen und der unterschiedlichen menschlichen 
Bindung der Väter zu ihren Kindern voll entspricht, 
hat der Ausschuß offengelassen. Es erscheint ange- 
zeigt, die statistisch erfaßbaren Gegebenheiten zur 
Zahlungsmoral beider Gruppen und den mit einer 
Ausdehnung des Zahlungsnachweises auf geschei- 
terte Ehen verbundenen Verwaltungsaufwand näher 
zu ermitteln und mit der gegebenenfalls zu erwarten- 
den Verbesserung des Steueraufkommens in Ver- 
gleich zu setzen. 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Entschei- 
dung vom 15. Januar 1969 auf Grund einer Verfas- 
sungsbeschwerde entschieden: 

Die Beschwerdeführerin ist in ihren Grund- 
rechten aus Artikel 3 Absatz 1 des Grundgeset- 
zes dadurch verletzt, daß § 34 a 'des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Steuern vom 16. Dezember 
1954 (Bundes gesetzbl. I S. 373), zuletzt geändert 
durch das Steueränderungsgesetz 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), nur Zu- 
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtar- 
beit auf gesetzlicher oder tariflicher Grundlage 
begünstigt, nicht aber solche Zuschläge, die auf 
einer anderen Rechtsgrundlage beruhen. 

Um das Einkommensteuergesetz dieser Entschei- 
dung anzupassen, bestanden grundsätzlich zwei 
Möglichkeiten. Für eine ersatzlose Aufhebung der 
Vorschrift hätte der Umstand gesprochen, daß es 
bisher nicht gelungen ist, entsprechende Arbeits- 
leistungen der Selbständigen zu erfassen und steu- 
erlich vergleichbar zu behandeln; der Ausschuß hat 
sich insoweit dem Standpunkt der Bundesregierung 
angeschlossen, daß die Vorschrift insgesamt erst im 
Rahmen der 'Steuerreform überprüft werden sollte, 
zumal das Problem dieser Zuschläge vielschichtig 
ist und nicht nur Fragen des Steuerrechts und der 
Steuersystematik, sondern auch Fragen des Arbeits- 
und Tarifrechts sowie der Afbeitsmarktpolitik be- 
rührt werden. Der Ausschuß hat sich für die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene zweite Alternative 
entschieden, nach der die weder gesetzlich noch 
tarifvertraglich begünstigten Arbeitnehmer, denen 
gleichartige Zuschläge gezahlt werden, in die Be- 
günstigung einbezogen werden. Der Ausschuß ist 
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nach eingehender Erörterung auch dem Vorschlag 
gefolgt, die auf Grund Gesetzes oder Tarifvertra- 
ges — den Fall der Allgemeinverbindlichkeitser- 
klärung eingeschlossen — gezahlten Zuschläge wei- 
terhin im bisherigen (Rahmen zu begünstigen, 
also eine Begrenzung durch bestimmte Relationen 
zum normalen Arbeitslohn in dem Gesetz, das den 
Zuschlag festlegt, oder im Tarifvertrag für ausrei- 
chend anzusehen, eine solche Begrenzung jedoch 
für die neu hinzugekommene Gruppe in § 34 a EStG 
selbst vorzusehen. Es kann davon ausgegangen wer- 
den, daß Gesetzgeber und Tarifpartner aus ihrer 
Interessenlage heraus dafür Sorge tragen, daß die so 
vereinbarten Zuschläge sich in einem vertretbaren 
Rahmen halten. Da dies nicht in jedem Fall auch 
für die freiwillig oder auf Grund einer Betriebsver- 
einbarung gezahlten Zuschläge gilt, mußte zur Ver- 
meidung von Mißbräuchen hier eine Begrenzung 
erfolgen. Die Grenzen wurden so festgelegt und ent- 
sprechend der Empfehlung des mitberatenden Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung so angeho- 
ben, daß sie einem guten Durchschnitt der tarifver- 
traglich vereinbarten Zuschläge entsprechen. Der 
Ausschuß ist sich darüber im klaren, daß eine An- 
passung der Prozentsätze nach § 34 a Abs. 2 erfolgen 
müßte, wenn die künftige Entwicklung bei den Ta- 
rifverträgen wesentlich geänderte Prozentsätze für 
die Zuschläge ergäbe. Diese zeitliche Bedingtheit 
der gefundenen Lösung hätte theoretisch dadurch 
vermieden werden können, daß man die Steuerfrei- 
heit an „vergleichbaren Tarifverträgen" orientiert 
hätte; ein solcher unbestimmter Rechtsbegriff erwies 
sich jedoch als nicht praktikabel, da im Einzelfall 
die Entscheidung, welcher Tarifvertrag vergleichbar 
ist, immer strittig sein wird, zumal auch Tarifver- 
träge gleicher Branchen regional unterschiedlich 
sind. 

Die 24 OOO-DM-Grenze hat der Ausschuß beibe- 
halten, da er in der Steuerfreiheit der Zuschläge 
eine soziale Maßnahme sieht, die auf Arbeitnehmer 
mit geringerem Einkommen beschränkt bleiben soll. 
Als Alternative hätte sich nur die Aufhebung der 
Grenze angeboten. Da dies einen Einnahmeausfall 
von 50 Millionen DM bedeutet hätte, sah der Aus- 
schuß hierin einen weiteren Grund für die Beibe- 
haltung. 

Besteuerung ausländischer Schiffahrt- 
und Luftfahrtunternehmen 

Auch diesen Änderungen — sie dienen letztlich 
dem steuerlichen Schutz der deutschen Schiffahrt- 
und Luftfahrtunternehmen im Ausland — stimmt 
der Ausschuß unbedenklich zu. Er hält es für not- 
wendig sicherzustellen, daß ausländische Schiffe und 
Luftfahrzeuge in der Bundesrepublik stets besteu- 


ert werden, wenn sie Beförderungsleistungen zwi- 
schen inländischen und von inländischen zu aus- 
ländischen Häfen erbringen. Nur so erhält die Bun- 
desrepublik eine tragfähige Ausgangsbasis, um bei 
Verhandlungen über Doppelbesteuerungsabkommen 
und Gegenseitigkeitserklärungen den Verzicht aus- 
ländischer Staaten auf eine Besteuerung deutscher 
Schiffahrt- und Luftfahrtunternehmen durchzuset- 
zen. Nach der Neuregelung ist der im Inland zu ver- 
steuernde Gewinn ausländischer Schiffahrt- und 
Luftfahrtunternehmen pauschal nach einem Erfah- 
rungssatz zu ermitteln. Diese auch von ausländi- 
schen Steuerverwaltungen weithin geübte Methode 
vereinfacht die Erfassung der Gewinne und dient 
dem Zweck der Neuregelung. 

Die Besteuerung ausländischer Schiffahrt- und 
Luftfahrtunternehmen unterbleibt wie bisher, wenn 
die Gegenseitigkeit gewahrt ist. Diese Steuerbe- 
freiung kann jedoch verkehrspolitisch unangemes- 
sen sein, wenn das ausländische Unternehmen in 
einem Land „billiger Flagge" ansässig ist. Um -dies 
zu vermeiden, sollte auch nach Auffassung des Aus- 
schusses die Befreiung ausländischer Unternehmen 
künftig von ihrer verkehrspolitischen Unbedenk- 
lichkeit abhängig gemacht werden. 

Änderung des Ergänzungsabgabegesetzes 

Arbeitnehmer, die Arbeitslohn für eine Beschäf- 
tigung in Berlin (West) aus einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis beziehen, erhalten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971 an Stelle der bisher gewährten 
Steuerermäßigung dn Höhe von 30 v. H, eine Zu- 
lage in Höhe von 8 v. H. des Arbeitslohns (§ 28 
BerlinFG). Da sich infolge des Wegfalls der Steuer- 
präferenz die Bemessungsgrundlage für die Ergän- 
zungsabgabe erhöhen würde, hätten solche ergän- 
zungsabgabepfMchtigen Arbeitnehmer in Berlin eine 
höhere Ergänzungsabgate als Steuerpflichtige mit 
anderen Einkünften aus Berlin (West) zu entrichten. 
Eine ähnliche Folge wäre bei dem im Rahmen des 
Gesetzes über die Erhebung eines rückzahlbaren 
Konjunkturzuschlags zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer vom 23. Juli 1970 zu leistenden 
Konjunkturzuschlag eingetreten. Diese Mehrbela- 
stung wurde durch eine Sonderregelung in § 1 
Abs. 2 Nr. 1 letzter Satz dieses Gesetzes vermieden. 
Nach Auffassung des Finanzausschusses sollte die 
durch die Neuregelung des Zulagensystems bei den 
Berliner Arbeitnehmern eintretende Mehrbelastung 
bei der Ergänzungsabgabe ebenfalls ausgeschlossen 
werden. Er hat deshalb einstimmig beschlossen, in 
den Entwurf des Steueränderungsgesetzes 1971 eine 
entsprechende Änderung des Ergänzungsabgabege- 
setzes vom 21. Dezember 1967 einzufügen. 


Bonn, den 19. November 1970 


Frau Huber 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1313 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. November 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Frau Huber 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über vordringliche Änderungen auf dem Gebiet des 
Steuerrechts (Steueränderungsgesetz 1971) 

— Drucksache VI/1313 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über vordringliche Änderungen 
auf dem Gebiet des Steuerrechts 
(Steueränderungsgesetz 1971) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Einkommensteuer 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung bewertungs rechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes vom 
22. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1118), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Ziff. 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden die Worte „§§ 7 und 8 
des Kündigungsschutzgesetzes" durch die 
Worte „§§ 9 und 10 des Kündigungsschutz- 
gesetzes" ersetzt. 

b) Im letzten Satz werden hinter den Worten 
„12 Monatsverdienste" die Worte „ , unter 
den in § 10 Abs. 2 des Kündigungsschutzge- 
setzes bezeichneten Voraussetzungen 15 oder 
18 Monatsverdienste," eingefügt. 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden 

aa) in der Ziffer 4 der Satz 2 gestrichen und 
im letzten Satz die Worte „Satz 3" durch 
„Satz 2" ersetzt; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über vordringliche Änderungen 
auf dem Gebiet des Steuerrechts 
(Steueränderungsgesetz 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Ar t i k e 1 1 

Einkommensteuer 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das 
Zweite Krankenversicherungsänderungsgesetz vom 
... 1970 (Bundesgesetzbl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 


1. u n v e r ä n d e r t 


2. unverändert 
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Entwurf 

bb) in der Ziffer 5 im vorletzten Satz die 
Worte „Satz 3" durch „Satz 2" und im 
letzten Satz die Worte „Satz 4" durch 
„Satz 3" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 die Worte „Ab- 
weichend von Absatz 1 Ziff. 4 Satz 3 und 4" 
durch die Worte „Abweichend von Absatz 1 
Ziff. 4 Satz 2 und 3" ersetzt. 


3. Dem § 12 Ziff. 3 werden die Worte „und für Lie- 
+ ferungen oder sonstige Leistungen, die Ent- 
nahmen sind" angefügt. 

4. § 32 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 werden hinter dem Worte „ste- 
hen" die Worte „vorbehaltlich der Ziffer 5" 
eingefügt. 

b) Ziffer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b erhält die folgende Fassung: 

„b) Stiefkinder , solange die Ehe, durch 
die das Stiefkindschaftsverhältnis be- 
gründet worden ist, besteht," 

bb) Buchstabe e erhält die folgende Fassung: 
,,e) nichteheliche Kinder," . 

c) Die folgende Ziffer 5 wird angefügt: 

„5. Im Fall der Ziffer 1 steht dem Vater 
eines nichtehelichen Kindes der Kinder- 
freibetrag für dieses Kind nur auf Antrag 
zu." 


5. § 34 a erhält die folgende Fassung: 

it § 34 a 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge 
zum Arbeitslohn 

(1) Gesetzliche oder tarifvertragliche Zuschläge, 
die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit neben dem Grundlohn ge- 
zahlt werden, sind steuerfrei, wenn der Arbeits- 
lohn 24 000 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigt. Die Zuschläge müssen in einem Ge- 
setz oder in einem Tarifvertrag dem Grunde und 
der Höhe nach festgelegt sein. An den Tarifver- 
trag müssen der Arbeitnehmer und sein Arbeit- 
geber gebunden sein, oder das Arbeitsverhältnis 
muß dem Tarifvertrag unterstellt worden sein. 

(2) Zuschläge, die in anderen Fällen für tatsäch- 
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit neben dem Grundlohn gezahlt werden, 
sind, wenn der Arbeitslohn 24 000 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt, steuer- 
frei, soweit sie 

1. für Sonntagsarbeit 50 vom Hundert, 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 


3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 


5. § 34 a erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 34 a 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge 
zum Arbeitslohn 

(1) unverändert 


(2) Zuschläge, die in anderen Fällen für tatsäch- 
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit neben dem Grundlohn gezahlt werden, 
sind, wenn der Arbeitslohn 24 000 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt, steuer- 
frei, soweit sie 

1. unverändert 
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2. vorbehaltlich der Ziffer 3 für Arbeiten an 
gesetzlichen Feiertagen, auch wenn diese auf 
einen Sonntag fallen, 100 vom Hundert, 

3. für Arbeiten an den Weihnachtsfeiertagen 
und am 1. Mai 150 vom Hundert, 

4. für gelegentliche Nachtarbeit 20 vom Hun- 
der und für regelmäßige Nachtarbeit 10 vom 
Hundert 

des Grundlohns nicht übersteigen. 

(3) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 

gilt folgendes: 

1. Bei der Feststellung, ob der Arbeitslohn 
24 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, blei- 
ben die nach den Absätzen 1 und 2 steuer- 
freien Zuschläge sowie andere steuerfreie 
Bezüge außer Betracht. 

2. Als Grundlohn gilt, was dem Arbeitnehmer 
bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen 
Arbeitszeit in dem jeweiligen Lohnzahlungs- 
zeitraum an laufenden Geld- und laufenden 
Sachbezügen zusteht. Dieser Betrag ist auf 
einen Stundenlohn umzurechnen. 

3. Sonntagsarbeit und Feiertagsarbeit im Sinne 
des Absatzes 2 Ziff. 1 bis 3 ist die Arbeit in 
der Zeit von 0 Uhr bis 24 Uhr des jeweiligen 
Tages. Welche Tage gesetzliche Feiertage 
sind, bestimmen die am Ort der Arbeitsstätte 
geltenden Vorschriften. 

4. Nachtarbeit im Sinne des Absatzes 2 Ziff. 4 
ist die Arbeit in der Zeit von 20 Uhr bis 
6 Uhr.“ 


2. vorbehaltlich der Ziffer 3 für Arbeiten an 
gesetzlichen Feiertagen, auch wenn diese auf 
einen Sonntag fallen, 125 vom Hundert, 

3. unverändert 

4. für gelegentliche Nachtarbeit 30 vom Hun- 
dert und für regelmäßige Nachtarbeit 15 vom 
Hundert 

des Grundlohns nicht übersteigen. 

(3) unverändert 


6. § 39 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

♦ 

a) Die Ziffer 5 wird gestrichen. 

b) Die bisherige Ziffer 6 wird Ziffer 5. 


7. In § 42 Abs. 2 Ziff. 3 werden hinter den Worten 7. unverändert 
^ „innerhalb einer bestimmten Frist" die Worte 
„und nur unter Verwendung amtlich vorgeschrie- 
bener Vordrucke" eingefügt. 


8. In § 46 Abs. 2 Ziff. 4 werden die Worte „§ 40 8. unverändert 

^ Abs. 1 Ziff. 5" durch die Worte „§ 40 Abs. 1 
Ziff. 6" ersetzt. 


8 a. § 49 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Ziff. 2 erhält die folgende Fassung: 
„2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§§ 15, 16), 

a) für den im Inland eine Betriebstätte 
unterhalten wird oder ein ständiger 
Vertreter bestellt ist, 

b) die durch den Betrieb eigener oder ge- 
charterter Seeschiffe oder Luftfahr- 
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zeuge aus Beförderungen zwischen in- 
ländischen und von inländischen zu 
ausländischen Häfen erzielt werden, 
einschließlich der Einkünfte aus an- 
deren mit solchen Beförderungen zu- 
sammenhängenden, sich auf das In- 
land erstreckenden Beförderungslei- 
stungen, oder 

c) die aus der Veräußerung eines An- 
teils an einer Kapitalgesellschaft er- 
zielt werden (§ 17), die ihre Geschäfts- 
leitung oder ihren Sitz im Inland 


9. § 52 erhält die folgende Fassung: 

„§52 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 1970 anzuwenden. Beim Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß die vorstehende Fassung erstmals 
auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, 
der für einen nach dem 31. Dezember 1969 enden- 
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 1969 
zufließen. 


hat;". 

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 
und 3 ersetzt: 

„(2) Bei Schiffahrt- und Luftfahrtunterneh- 
men sind die Einkünfte im Sinne des Ab- 
satzes 1 Ziff. 2 Buchstabe b mit 5 vom Hun- 
dert der für diese Beförderungsleistungen 
vereinbarten Entgelte anzusetzen. Das gilt 
auch, wenn solche Einkünfte durdi eine in- 
ländische Betriebstätte oder einen inländi- 
schen ständigen Vertreter erzielt werden (Ab- 
satz 1 Ziff. 2 Buchstabe a. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Ziff. 2 sind 
Einkünfte steuerfrei, die ein beschränkt 
Steuerpflichtiger mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt in einem ausländischen 
Staat durch den Betrieb eigener oder gechar- 
terter Schiffe oder Luftfahrzeuge aus einem 
Unternehmen bezieht, dessen Geschäftslei- 
tung sich in dem ausländischen Staat befindet. 
Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist, 
daß dieser ausländische Staat Steuerpflichti- 
gen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eine entsprechende Steuerbefreiung für der- 
artige Einkünfte gewährt und daß der Bundes- 
minister für Verkehr die Steuerbefreiung nach 
Satz 1 für verkehrspolitisch unbedenklich er- 
klärt hat." 

9. § 52 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

,,§52 

Schlußvorschriften 
(1) unverändert 
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(2) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes 1967 (Bundesgesetzbl. 1968 I 
S. 145) ist auf die in ihr bezeidmeten Leistun- 
gen weiter anzuwenden. 

(3) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 9 ist erstmals 
auf Abfindungen auf Grund von Kündigungen, 
die nach dem 31. August 1969 zugegangen sind, 
anzuwenden. 


(4) Die Vorschrift des § 4 Abs. 7 ist erstmals 
auf Ausgleichszahlungen anzuwenden, die für 
das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft ge- 
leistet werden, für das § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes erstmals angewandt wird. 

(5) Bei Anwendung der Vorschrift des § 6 
Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe b ist die Vorschrift des 
§ 17 Abs. 1 Satz 4 nur zu berücksichtigen, wenn 
der Anteil nach dem 31. Dezember 1964 unent- 
geltlich erworben worden ist. 

(6) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern, die vor 
dem 1. Januar 1958 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, ist § 7 des Einkommensteuer- 
gesetzes 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) wei- 
ter anzuwenden. Bei beweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens, die nach dem 
31. Dezember 1957 und vor dem 9. März 1960 
angeschafft oder hergestellt worden sind, ist § 7 
Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 672) weiter anzuwenden. 
Satz 2 gilt entsprechend für nach dem 8. März 
1960 angeschaffte oder hergestellte Wirtschafts- 
güter des Anlagevermögens, wenn 

1. die Wirtschaftsgüter vor dem 9. März 1960 
bestellt und bis zum 31. Dezember 1961 gelie- 
fert worden sind und vor dem 13. März 1960 
für die Wirtschaftsgüter eine Anzahlung ge- 
leistet oder von dem Lieferanten eine schrift- 
liche Auftragsbestätigung erteilt worden ist; 

2. mit der Herstellung der Wirtschaftsgüter vor 
dem 9. März 1960 begonnen worden ist und 
die Wirtschaftsgüter bis zum 31. Dezember 
1961 fertiggestellt worden sind. 

(7) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens mit einer betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer von mehr als 15 Jahren, die in 
der Zeit vom 1. Januar 1958 bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 angeschafft oder hergestellt worden 
sind, darf der bei der Absetzung für Abnutzung 
in fallenden Jahresbeträgen nach einem unver- 
änderlichen Hundertsatz vom jeweiligen Buch- 
wert (Restwert) anzuwendende Hundertsatz ab- 
weichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 

1. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer von 16 bis 25 Jah- 
ren höchstens das Dreifache 
und 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(3 a) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 62 gilt erst- 
mals für Ausgaben und Zuschüsse, die nach dem 
31. Dezember 1970 geleistet werden. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 


(7) unverändert 
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2. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer von mehr als 25 
Jahren höchstens das Dreieinhalbfache 

des bei der Absetzung für Abnutzung in glei- 
chen Jahresbeträgen in Betracht kommenden 
Hundertsatzes betragen; er darf jedoch im Fall 
der Ziffer 1 16 vom Hundert und im Fall der 

Ziffer 2 12 vom Hundert nicht übersteigen. 

(8) Die Vorschriften des § 9 sind erstmals für 
das Kalenderjahr 1971 anzuwenden. 

(9) Die Vorschrift des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 
Satz 2 ist erstmals auf Beiträge an Bausparkassen 
anzuwenden, die auf Grund von nach dem 
8. März 1960 abgeschlossenen Verträgen gelei- 
stet werden. 

(10) Beiträge zu Versicherungen auf den Er- 
lebens- oder Todesfall sowie zu Witwen-, Wai- 
sen-, Versorgungs- und Sterbekassen, die nicht 
die in § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe b bezeich- 
neten Voraussetzungen erfüllen und nach dem 
31. Dezember 1966 geleistet werden, können als 
Sonderausgaben weiterhin abgezogen werden, 
wenn sie 

1. auf Grund von vor dem 1. Januar 1959 abge- 
schlossenen Versicherungsverträgen geleistet 
werden oder 

2. auf Grund von nach dem 31. Dezember 1958 
und vor dem 1. Juli 1965 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden und 
die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
1958 vorliegen oder 

3. auf Grund von nach dem 30. Juni 1965 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen geleistet werden und 
die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
1965 (Bundesgesetzbl. I-S. 1901) vorliegen. 

(11) Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 ist erstmals 
bei nach dem 8. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Versicherungsverträgen für einen nach dem 
31. Dezember 1966 geleisteten Einmalbeitrag und 
bei nach dem 8. Dezember 1966 abgeschlossenen 
Bausparverträgen für nach dem 31. Dezember 
1966 geleistete Beiträge an Bausparkassen anzu- 
wenden. 

(12) Für die Durchführung einer Nachversteu- 
erung bei Versicherungsverträgen gegen Einmal- 
beitrag und bei Bausparverträgen sind anzuwen- 
den 

1. bei Versicherungsverträgen gegen Einmalbei- 
trag, die nach dem 31. Dezember 1958 und 
vor dem 9. Dezember 1966 abgeschlossen 
worden sind, § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes 1965 und 

2. bei Bausparverträgen, die nach dem 31. De- 
zember 1960 und vor dem 9. Dezember 1966 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(8) unverändert 

(9) unverändert 

(10) unverändert 


(11) unverändert 

(12) unverändert 
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abgeschlossen worden sind, § 10 Abs. 2 Ziff. 2 
des Einkommensteuergesetzes 1965. 

(13) Die Vorschrift des § 10 Abs. 4 ist nicht an- 
zuwenden, wenn die in dieser Vorschrift bezeich- 
neten Beiträge an Bausparkassen und prämienbe- 
günstigten Aufwendungen auf Grund von vor 
dem 9. Dezember 1966 abgeschlossenen Ver- 
trägen geleistet werden. § 10 Abs. 4 ist jedoch 
anzuwenden, wenn 

1. der Steuerpflichtige einen Sonderausgabenab- 
zug für nach dem 31. Dezember 1966 auf 
Grund von nach dem 8. Dezember 1966 ab- 
geschlossenen Verträgen geleistete Beiträge 
an Bausparkassen beantragt hat oder 

2. der Steuerpflichtige oder eine in § 10 Abs. 4 
Satz 1 genannte Person eine Prämie nach dem 
Spar-Prämiengesetz oder dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz für nach dem 31. Dezember 
1966 auf Grund von nach dem 8. Dezember 
1966 abgeschlossenen Verträgen geleistete 
Aufwendungen beantragt hat. 

(14) Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 
ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1970 beginnen. Auf 
Antrag des Steuerpflichtigen kann für die Wirt- 
schaftsjahre 1971/72, 1972/73 und 1973/74 § 13 
Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 des Einkommensteuerge- 
setzes 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2265) weiter 
angewandt werden. Der Antrag ist bis zum Ab- 
lauf der Frist für die Abgabe der Einkommen- 
steuererklärung zu stellen. Die Vorschrift des 
§13 Abs. 3 ist letztmals für den Veranlagungs- 
zeitraum 1972 anzuwenden. 

(15) Die Vorschrift des § 17 Abs. 1 Satz 4 
ist nur anzuwenden, wenn der Veräußerer den 
veräußerten Anteil nach dem 31. Dezember 1964 
erworben hat. 

(16) Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 Ziff. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1967 (Bundesgesetz- 
blatt 1968 I S. 145) ist in allen noch nicht rechts- 
kräftigen Veranlagungen früherer Veranlagungs- 
zeiträume mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
ein Kinderfreibetrag dem Steuerpflichtigen auch 
dann zusteht, wenn das Kind im Veranlagungs- 
zeitraum vor Ablauf der ersten vier Monate das 
18. Lebensjahr vollendet hatte. 

(17) Die Vorschriften des § 33 a Abs. 1 und des 
§41 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkommensteuergeset- 
zes 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) gelten auch 
weiterhin mit der Maßgabe, daß sie bei einem 
Steuerpflichtigen jeweils nur für das Kalender- 
jahr, in dem bei ihm die Voraussetzungen für die 
Gewährung eines Freibetrags nach diesen Vor- 
schriften eingetreten sind und für die beiden fol- 
genden Kalenderjahre anzuwenden sind. Für ein 
Kalenderjahr, für das der Steuerpflichtige eine 
Steuerermäßigung nach § 33 für Aufwendungen 
zur Wiederbeschaffung von Hausrat und Klei- 
dung beantragt, wird ein Freibetrag nicht ge- 
währt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(13) unverändert 


(14) unverändert 


(15) unverändert 


(16) unverändert 


(17) unverändert 
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(18) Die Vorschrift des § 34 a ist erstmals für 
das Kalenderjahr 1971 anzuwenden. Sie ist auch 
für frühere Kalenderjahre anzuwenden, soweit 
nicht die Unanfechtbarkeit von Bescheiden oder 
die Versäumung von Antragsfristen entgegen- 
steht. § 34 a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1973 außer Kraft. 

(19) Die auf Grund der Ermächtigung in § 39 
Abs. 4 Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2265) erlassenen Vorschrif- 
ten sind letztmals auf Zuschüsse anzuwenden, 
die vor dem 1. Januar 1970 gezahlt werden." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(18) unverändert 


(19) unverändert 


(20) Die Vorschriften des § 49 Abs. 1 Ziff. 2 
und Abs. 3 sind erstmals für den Veranlagungs- 
zeitraum 1971 anzuwenden. § 49 Abs. 2 ist erst- 
mals auf Entgelte anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1970 vereinbart werden." 

Artikel la 
Ergänzungsabgabe 

Das Gesetz über eine Ergänzungsabgabe zur Ein- 
kommensteuer und zur Körperschaftsteuer (Ergän- 
zungsabgabegesetz) vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1254) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und der folgende Satz angefügt: 

„Sind in den Einkünften solche aus Berlin 
(West) im Sinne des § 23 Nr. 4 Buchstabe a 
des Berlinförderungsgesetzes enthalten, für 
die nach § 21 Abs. 1 Satz 3 des Berlinförde- 
rungsgesetzes die Ermäßigung der Einkom- 
mensteuer durch die für den Veranlagungs- 
zeitraum gezahlten Zulagen nach § 28 Abs. 1 
Satz 1 des Berlinförderungsgesetzes abgegol- 
ten ist, so ist für die Bemessung der Ergän- 
zungsabgabe auch die auf diese Einkünfte 
entfallende Einkommensteuer um 30 vom 
Hundert zu ermäßigen;". 

b) In Nummer 2 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und der folgende Satz ange- 
fügt: 

„Bei Arbeitnehmern, die Einkünfte aus Ber- 
lin (West) im Sinne des § 23 Nr. 4 Buch- 
stabe a des Berlinförderungsgesetzes bezie- 
hen und bei denen im übrigen die Voraus- 
setzungen des § 26 Abs. 1 des Berlinförde- 
rungsgesetzes vorliegen, ist die um 30 vom 
Hundert ermäßigte Lohnsteuer maßgebend;". 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. In 
dem neuen Absatz 1 erhält Satz 1 die fol- 
gende Fassung: 

„Dieses Gesetz ist vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 erstmals für das Kalenderjahr 1968 
anzuwenden." 
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b) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Vorschrift des § 3 Nr. 1 Satz 2 
ist erstmals für das Kalenderjahr 1971 anzu- 
wenden. Die Vorschrift des § 3 Nr. 2 Satz 2 
ist erstmals auf den laufenden Arbeitslohn, 
der für einen nach dem 31. Dezember 1970 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 
31. Dezember 1970 zufließen, anzuwenden." 


Artikel 2 

Vermögensteuer 


§ 5 des Vermögensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juni 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S . 131), zuletzt geändert durch das 
Zweite Steueränderungsgesetz 1967 vom 21. Dezem- 
ber 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254), wird wie folgt 
geändert: 


Artikel 1 b 
Gewerbesteuer 

In § 2 Abs. 7 Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2021) werden die Worte 
„§ 49 Abs. 2" ersetzt durch die Worte „§ 49 Abs. 3". 

Artikel 2 

Vermögensteuer 

§ 2 Abs. 3 des Vermögensteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. Juni 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 137), zuletzt geändert durch das 
Zweite Steueränderungsgesetz 1967 vom 21. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254), erhält die 
folgende Fassung: 

„(3) Abweichend von Absatz 2 erstreckt sich die 
Steuerpflicht nicht auf das inländische Betriebsver- 
mögen eines beschränkt Steuerpflichtigen mit Wohn- 
sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz oder Ge- 
schäftsleitung in einem ausländischen Staat, wenn 
dieses Vermögen dem Betrieb von eigenen oder ge- 
charterten Schiffen oder Luftfahrzeugen eines Unter- 
nehmens dient, dessen Geschäftsleitung sich in dem 
ausländischen Staat befindet. Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung ist, daß dieser Staat Steuerpflich- 
tigen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt, 
Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes eine entsprechende Steuerbe- 
freiung für derartiges Vermögen gewährt, und daß 
der Bundesminister für Verkehr die Steuerbefreiung 
nach Satz 1 für verkehrspolitisch unbedenklich er- 
klärt hat." 

entfällt 


1. In Absatz 1 erhalten die Ziffern 2 und 3 die fol- 
gende Fassung: 

„2. 20 000 Deutsche Mark für den Ehegatten, 
wenn beide Ehegatten unbeschränkt steuer- 
pflichtig sind und nicht dauernd getrennt 
leben. 
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3. 20 000 Deutsche Mark 

a) für jedes Kind, das das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, bei dem Vater 
eines nichtehelichen Kindes jedoch nur 
auf Antrag ; 

b) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 18. Lebensjahr, aber noch 
nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat 
und 

aa) überwiegend auf Kosten des Steuer- 
pflichtigen unterhalten und für einen 
Beruf ausgebildet wird oder 

bb) Wehrdienst (Ersatzdienst) leistet, 
wenn die Berufsausbildung durch die 
Einberufung zum Wehrdienst unter- 
brochen worden ist und der Steuer- 
pflichtige vor der Einberufung die 
Kosten des Unterhalts und der Be- 
rufsausbildung überwiegend getra- 
gen hat, oder 

cc) ein freiwilliges soziales Jahr im 
Sinne des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres ab- 
leistet ; 

c) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 27. Lebensjahr vollendet 
hat, wenn das Kind überwiegend auf Ko- 
sten des Steuerpflichtigen unterhalten und 
für einen Beruf ausgebildet wird und der 
Abschluß der Berufsausbildung durch Um- 
stände verzögert worden ist, die weder 
der Steuerpflichtige noch das Kind zu 
vertreten haben. Als ein solcher Umstand 
ist stets die Ableistung des Wehrdienstes 
(Ersatzdienstes) oder eines freiwilligen 
sozialen Jahres anzusehen-, 

d) auf Antrag des Steuerpflichtigen für jedes 
Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, wenn das Kind wegen körperlicher 
oder geistiger Gebrechen dauernd er- 
werbsunfähig ist und überwiegend auf 
Kosten des Steuerpflichtigen unterhalten 
wird. 

Der Freibetrag wird nicht gewährt für Kin- 
der, die das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und Vermögensteuer auf Grund selbständi- 
ger Veranlagung zu entrichten haben." 

2. Hinter Absatz 1 wird der folgende Absatz 
1 a eingefügt: 

„(1 a) Kinder im Sinne des Absatzes 1 
sind 

a) eheliche Kinder, 

b) Stiefkinder, solange die Ehe, durch die 
das Stiefkindschaftsverhältnis begründet 
worden ist, besteht, 

c) für ehelich erklärte Kinder, 
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d) Adoptivkinder , 

e) nichieheiiche Kinder , 

f) Pflegekinder ." 


Artikel 3 

Erbschaftsteuer 

Das Erbschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 187), geändert durch das Reparationsschädengesetz 
vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), wird 
wie folgt gändert: 


1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Erbanfall" die Worte „eihschließlich des 
Erwerbs auf Grund Erbersatzanspruchs 
(§§ 1934 aff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs)" 
eingefügt; 

b) in Absatz 2 Nr. 4 werden nach dem Wort 
„Erbschaft" die Worte „eines Erbersatzan- 
spruchs (§ 1934 a des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs)" eingefügt 


2. In § 3 Abs. 1 wird nach der Nummer 5 die fol- 
gende Nummer 5 a eingefügt: 

„5 a. was durch vorzeitigen Erbausgleich 
(§ 1934 d des Bürgerlichen Gesetzbuchs) er- 
worben wird;". 


3. In § 10 Abs. 1 erhält unter Steuerklasse I in 
Nummer 2 der Buchstabe c die folgende Fassung: 

„c) die nichtehelichen Kinder". 


4. In § 14 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden hinter 
dem Wort „ Pflichtteils anspruchs" die Worte 
„oder Erbersatzanspruchs " eingefügt. 


5. In § 18 Abs, 1 Nr. 14 werden an den bisherigen 
Wortlaut die Worte „oder den Erbersatzan- 
spruch" angefügt. 


6. In § 24 Abs. 6 werden 

a) hinter dem Wort „ Pflichtteilsrechten " die 
Worte „und aus Erbersatzansprüchen" und 

b) hinter dem Wort „Pflichtteil" die Worte 
„oder der Erbersatzanspruch" eingefügt. 


lüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 3 
unverändert 
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Artikel 4 

Schlußvorschriften 

(1) Artikel 2 ist erstmals bei Neuveranlagungen 
und Nachveranlagungen der Vermögensteuer auf 
den 1. Januar 1971 anzuwenden. 

(2) Artikel 3 ist mit Ausnahme der Nummer 2 auf 
Erwerbe anzuwenden, für die die Steuerschuld nach 
dem 30. Juni 1970 entstanden ist oder entsteht. 


Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 4 

Schlußvorschriften 

Absatz 1 entfällt 

(2) unverändert 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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